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Der Bundestag hat am Freitag, 25. September 2026, in erster Lesung den Gesetzentwurf
der Bundesregierung zur Einführung einer Frühstartrente (21/7864(Dokument, öffnet ein
neues Fenster), 21/8296(Dokument, öffnet ein neues Fenster)) debattiert. Nach
einstündiger Aussprache wurde der Gesetzentwurf zusammen mit einem Antrag der Linken
mit dem Titel „Finanzielle Bildung stärken – Unabhängig, mehrperspektivisch und für alle
jungen Menschen“ (21/8125(Dokument, öffnet ein neues Fenster)) zur weiteren Beratung
an die Ausschüsse überwiesen werden. Federführend ist der Finanzausschuss.

Finanzminister Lars Klingbeil (SPD) hob in der Debatte die Bedeutung der privaten
Altersvorsorge schon ab dem Kindesalter hervor. Viel zu häufig entscheide der Geldbeutel darüber,
welche Zukunft Kinder hätten,, „und das brechen wir ein Stück weit mit der Frühstartente auf“.
Klingbeil erklärte, die vorgesehene Staatsprämie von zehn Euro im Monat „mag vielleicht nach
wenig klingen“. Aber allein aus der staatlichen Förderung könne bis zum Renteneintritt ein Betrag
von 53.000 Euro entstehen.

Wenn jetzt noch Eltern und Großeltern 20 Euro im Monat dazutun würden, dann könne bis zum
Renteneintritt eine Summe von 160.000 Euro zusammenkommen, rechnete Klingbeil vor und lobte:
„Wir schaffen hier mit dieser Frühstartente ein digitales Familiensparbuch.“ Und bei Eltern, die sich
nicht kümmern würden, springe die Bundesbank ein, wo das Geld dann angelegt werde. „So
garantieren wir eine wirkliche Chancengerechtigkeit in unserem Land.“ Die Bundesregierung werde
außerdem eine Finanzbildungsstrategie auf den Weg bringen, kündigte Klingbeil an.

Iris Nieland (AfD) nannte es durchaus richtig, frühzeitig einen Kapitalstock für die Altersvorsorge
aufzubauen. Nach zwölf Jahren habe der Bund den Kindern 1.440 Euro in der Frühstartrente
gegeben. Zins und Zinseszins könnten über die Jahrzehnte Erstaunliches leisten.

Aber dafür sei der Sockelbetrag von zehn Euro völlig unzureichend, es sei denn, es werde mit
Rekordzinsen gerechnet oder die Eltern würden gigantische Zuzahlungen leisten. Die AfD setze sich
für wesentlich höhere Beträge ein.Der Linken warf Nieland vor, mit ihrem Antrag keine
Finanzbildung, sondern politische Umerziehung zu wollen.

Dr. Mathias Middelberg (CDU/CSU) wies auf weitere Vorteile der Frühstartrente hin, die er als
„Meilenstein“ bezeichnete. Am Ende würden sogar mehr Investitionen in Unternehmen und
Wirtschaft ermöglicht. „Auch deshalb ist dieses Gesetz so wichtig“, sagte Middelberg, der zudem auf
die bereits beschlossene Neuordnung der privaten Altersvorsorge verwies.

Bald würden auch die gesetzliche und die betriebliche Rente gestärkt. „Man kann uns einiges
vorwerfen, aber beim Thema Stärkung der Altersvorsorge geht diese Regierung ganz klar positiv
voran“, stellte Middelberg fest.

Stefan Schmidt (Bündnis 90/Die Grünen) nannte die Frühstartrente eigentlich eine gute Idee,
die aber schlecht umgesetzt werde. Er fragte, warum Kinder ausgeschlossen würden, die älter als
sechs Jahre seien: „Das ist “schlicht ungerecht„.

Wer sich locker 2,5 Milliarden Euro für den Tankrabatt aus dem Ärmel schüttele, der werde doch



noch ein paar hundert Millionen Euro für die Altersvorsorge der Kinder finden. Außerdem nannte
Schmidt die Möglichkeit zusätzlicher privater Einzahlungen in die Frühstartrente zu hoch und damit
unverhältnismäßig.

Lisa Schubert (Die Linke) sagte, die Frühstartrente klinge nach staatlicher Fürsorge, “ist es aber
nicht„. 1,2 Milliarden Euro Steuergeld würden bis 2030 direkt in private Verträge fließen. Mit einer
halben Million Vertragsabschlüssen pro Jahr werde gerechnet. Das sei kein Vorsorgeprogramm,
sondern “private Kundenakquise auf Staatskosten„.

Sie kritisierte auch, dass es keine Beratung gebe und dass Nachhaltigkeitskriterien fehlen würden.
Mit Blick auf den Antrag ihrer Fraktion forderte sie, Finanzbildung müsse unabhängig sein und
dürfe nicht aus den Händen der Finanzindustrie kommen.

Michael Thews (SPD) sprach von einem guten Entwurf: “Diese Regierung liefert.„ Nach der
Neuordnung der privaten Altersvorsorge gehe man nur den nächsten Schritt und wolle allen jungen
Menschen ermöglichen, privat für das Alter vorzusorgen. Man sorge jetzt dafür, dass alle jungen
Menschen bei der Volljährigkeit über eine private Altersvorsorge verfügen würden. Und wenn die
Eltern kein Depot eröffnen, gehe das Geld nicht verloren, sondern werde über eine öffentlich
verwaltete Auffanglösung von der Bundesbank am Kapitalmarkt angelegt.

Thews wies darauf hin, dass es einfache Produkte mit niedrigen Kosten geben werde. Das Ziel sei:
“Die Altersvorsorge soll früher beginnen, noch einfacher werden und allen offenstehen.„

Mit der Einführung einer Frühstartrente für Kinder und Jugendliche von sechs bis 18 Jahren will die
Bundesregierung die private Altersvorsorge bereits im Kindesalter beginnen lassen. Die staatliche
Förderung soll zehn Euro pro Monat und Kind betragen.

Die Frühstartrente soll zunächst mit dem Geburtsjahrgang der im Jahr 2026 sechs Jahre alten
Kinder (Geburtsjahrgang 2020) starten; für ältere Kinder können zwar Verträge abgeschlossen
werden, aber eine staatliche Förderung ist nicht vorgesehen. Ab 2027 wird jährlich der
Geburtsjahrgang der im jeweiligen Kalenderjahr Sechsjährigen in die Frühstartrente einbezogen.
Die Kosten für die Förderung werden für 2027 mit 198 Millionen Euro angegeben. Bis 2030 sollen
die Kosten auf 411 Millionen Euro steigen.

Der Gesetzentwurf sieht vor, dass pro Monat zehn Euro vom Staat in einen individuellen,
kapitalgedeckten Altersvorsorgedepot-Vertrag eingezahlt werden, wenn ein solcher Vertrag von den
Eltern der anspruchsberechtigten Kinder bei einem entsprechenden Anbieter abgeschlossen worden
ist. Das angesparte Kapital könne durch private Einzahlungen bis zu 6.840 Euro im Jahr weiter
aufgestockt werden, heißt es in dem Entwurf. “Ein nahtloser Übergang in die steuerlich geförderte
private Altersvorsorge ab Volljährigkeit wird ermöglicht„, so die Regierung. Für die Auswahl der
Produkte für die Frühstartrente sollen die Regeln des Standarddepot-Vertrags für die private
Altersvorsorge übernommen werden. Der Vertrag könne elektronisch abgeschlossen werden; eine
Beratung sei nicht erforderlich.

Wenn Eltern für Kinder keinen Vertrag abschließen, werden laut Gesetzentwurf pro Monat und Kind
zehn Euro kollektiv am Kapitalmarkt angelegt. Dafür wird zum 1. Januar 2028 das Sondervermögen
des Bundes “Frühstartrente„ errichtet. “Das Sondervermögen ist von dem übrigen Vermögen des
Bundes, seinen Rechten und Verbindlichkeiten getrennt zu halten„, heißt es im Gesetzentwurf. Auch
eine Kreditaufnahme soll nicht erlaubt sein.

Ein individualisierter Anspruch aus dem Sondervermögen Frühstartrente könne zu einem späteren
Zeitpunkt in einen individuellen Altersvorsorgedepot-Vertrag übertragen werden, heißt es weiter.



Die Erträge sollen bis zum Beginn der Auszahlungsphase steuerfrei sein. Eine Auszahlung des
geförderten Kapitals soll grundsätzlich nicht vor Vollendung des 65. Lebensjahres möglich sein.

Zur Begründung des Vorhabens heißt es, mit der Einführung der Frühstartrente könne
Alterssicherung bereits im Kindesalter mit staatlichen Einzahlungen in eine kapitalgedeckte
Altersvorsorge beginnen. Forschungsergebnisse zeigten, dass positive Erfahrungen am Kapitalmarkt
das Finanzverhalten über Jahrzehnte prägen und die Aktienkultur nachhaltig fördern könnten. “Wer
den Kapitalmarkt schon in jungen Jahren erlebt, entwickelt Verständnis für langfristiges Investieren
und baut Vertrauen auf„, schreibt die Regierung.

Die Frühstartrente zeige, wie langfristiges Sparen funktioniere, wie Rendite entstehe und welche
Rolle Risiken und Schwankungen über längere Anlagehorizonte spielen würden. Um eine
zielgerichtete Bildungsbegleitung zu erreichen, werden Anbieter und öffentliche Stellen verpflichtet,
verständliche, transparente und regelmäßig aktualisierte Informationen bereitzustellen, “sodass
Eltern und Kinder nachvollziehen können, wie die Frühstartrente funktioniert, wie sich das
Vermögen entwickelt und welche Rolle Kapitalmarktmechanismen für die private Altersvorsorge
spielen„, heißt es in dem Entwurf.

Langfristig solle das Gesetz auch dazu beitragen, soziale Ungleichheiten zu reduzieren, erwartet die
Regierung. Indem alle Kinder unabhängig von der Initiative, den finanziellen Möglichkeiten oder der
Finanzkompetenz ihrer Eltern Zugang zu kapitalgedeckter Vorsorge erhalten würden, werde ein
wichtiger Beitrag zur Chancengleichheit geleistet. Die angestrebte Lösung solle den langfristigen
Vermögensaufbau für alle Kinder ermöglichen.

Der Bundesrat verlangt in seiner Stellungnahme /21/8296(Dokument, öffnet ein neues Fenster))
Änderungen an dem Regierungsentwurf. So soll die Bundesregierung sicherstellen, dass auf einen
zusätzlich zum Frühstartrenten-Vertrag abgeschlossenen zweiten Vertrag eingezahlte Eigenbeiträge
nicht steuerlich begünstigt werden. Werde hier keine Änderung vorgenommen, wären private
Eigenbeiträge von bis zu 6.840 Euro pro Vertrag jährlich möglich, sodass private Eigenbeiträge von
bis zu 13.680 Euro jährlich steuerlich privilegiert angelegt werden könnten. Das sei, so der
Bundesrat, “für die Erreichung des besonderen Förderzwecks der Frühstartrente nicht
erforderlich„. Die Bundesregierung stimmt in ihrer Gegenäußerung dem Bundesrat zu.

Außerdem wollen die Länder Erleichterungen für Kinder, deren Eltern keinen Frühstartrenten-
Vertrag abgeschlossen haben und deren staatliche Prämien daher in einer kollektiven Anlage
gesammelt werden. In diesen Fällen soll ab dem 18. Lebensjahr ein Übergang in einen
Standarddepot-Vertrag in öffentlicher Trägerschaft nach dem Altersvorsorge-Reformgesetz
einfacher möglich werden. Dazu schlägt der Bundesrat vor, dass den Betroffenen ein Angebot zum
Abschluss eines Standarddepot-Vertrages in öffentlicher Trägerschaft übermittelt werden soll. “Eine
Verknüpfung des Standarddepot-Vertrages in öffentlicher Trägerschaft mit der Frühstartrente kann
einen wichtigen Beitrag zum Erfolg der Reform der privaten Altersvorsorge leisten„, argumentiert
der Bundesrat.

Außerdem bittet der Bundesrat um Prüfung, ob Kinder, deren Mittel kollektiv angelegt werden, zur
Stärkung der finanziellen Bildung während der Frühstartrentenphase dreimal unmittelbar über den
auf sie entfallenden Anteil an der kollektiven Anlage und dessen Wertentwicklung informiert werden
können. Da die in der kollektiven Anlageform geflossenen Mittel bei Vollendung des 35. Lebensjahr
verfallen, wenn sie nicht bis dahin in einer individuellen Altersvorsorgevertrag überführt werden,
schlägt der Bundesrat vor, die Betroffenen unmittelbar vor dem Verfall der Gelder nochmals über
das vorhandene Frühstartrentenvermögen zu informieren und auf die Möglichkeit hinzuweisen, dass
das Vermögen in einen individuell geförderten Altersvorsorgevertrag überführt werden kann.



Die Bundesregierung sichert in ihrer Gegenäußerung zu, die Vorschläge des Bundesrates im
Zusammenhang mit der kollektiven Anlageform prüfen zu wollen.

Die Fraktion Die Linke fordert die Bundesregierung in ihrem Antrag (21/81259(Dokument, öffnet ein
neues Fenster), eine nationale Finanzbildungsstrategie gemeinsam mit den Ländern als
unabhängige und mehrperspektivische finanzielle Verbraucherbildung zu entwickeln. Finanzbildung
solle nicht als neues, isoliertes Schulfach, sondern als Querschnittsthema in den Schulen
fächerübergreifend in den bereits etablierten Fächerkanon integriert werden. Erreicht werden
müssten alle jungen Menschen unabhängig von Schulform, Bildungsweg, Geschlecht und davon, ob
sie oder ihre Eltern über finanzielle Vorbildung verfügen würden.

Konzeption, Materialien und Durchführung finanzieller Bildung müsse zudem frei von den
Interessen der Finanzwirtschaft sein, fordert die Fraktion Die Linke. Zur Sicherstellung sprechen
sich die Abgeordneten für ein Verbot von Sponsoring in der Finanzbildung aus. Außerdem soll
sichergestellt werden, dass die finanzielle Bildung geschlechtergerecht konzipiert wird “und die
strukturellen Ursachen ungleicher Alterssicherung erklärt werden, statt sie als individuelles
Wissens- oder Selbstvertrauensdefizit zu behandeln„.

Kritisch bewertet wird auch die Verknüpfung von Bildungsauftrag und Vertragsabschluss bei der
von der Bundesregierung geplanten Frühstartrente. In dem Gesetzentwurf werde ein “hoher
Aktienanteil als für die finanzielle Bildung sinnvoll„ erachtet und Aktien würden als “für einen
langen Anlagehorizont geeignete Anlageklasse„ bezeichnet. Die Fraktion Die Linke hält dies für
staatliche Parteinahme für eine Anlageklasse. Was in Wissenschaft und Politik kontrovers ist, müsse
auch im Unterricht kontrovers erscheinen, so die Forderung. (hle/hau/01.10.2026)
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